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Mit meinem Vortrag möehte ich Ihnen die Neuregelung eines 
kompletten Rechtsgebiets - des Rechts der Vollstreckung in das ge-
samte Vermögen des Schuldners - vorstellen. Die über 100 Jahre 
alte Konkursordnung, die Vergleichsordnung und die Gesamtvoll-
streckungsordnung vverden durch die zum 01.01.1999 in Kraft tre-
tende Insolvenzordnung abgelöst. 

Mein Vortrag gliedert sich wie folgt 

Ich werde nach einer kurzen Vorbemerkung zunâchst die Ur-
sachen fiir das Scheitern der Konkursordnung aufzeigen. Dann 
werde ich die Bestimmungen der Insolvenzordnung mit einem 
Uberblick über den typischen Ablauf eines Insolvenzverfahrens 
vorstellen. 

Nach einem Uberblick über das Verfahren zur Restschuldbef-
reiung werde ich die Schwerpunkte der Reform zusammenfassend 
vorstellen. in einer SchluBbetrachtung gehe ich noch einmal auf die 
Envartungen und Kritikpunkte gegenüber der neuen Insolvenzord­
nung ein. -

I.Einleitung 

1. Wenn das Vermögen des Schuldners nicht ausreicht, um seine 
Glâubiger zu befriedigen, wird auf Antrag eines Glâubigers öder 
des Schuldners das Gesamtvollstreckungsverfahren mit dem 
Ziel der gemeinschaftlichen Befriedigung der Glâubiger eröff-
net. Dies ist das Ziel der bisherigen Konkursverfahren und 
bleibt auch ein Ziel der zukünftigen Insolvenzverfahren. 
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im Gegensatz zu dem in der Einzelvollstreckung vorherrschen-
den Prioritâtsprinzip, den "Wettlauf der Glâubiger um die beste 
Pfandrechtsstellung", beherrscht die Gesamtvollstreckungsver-
fahren nach der Konkursordnung öder auch der neuen 
Insolvenzordnung der Grundsatz der gleichen quotalen Befriedi-
gung aller sich beteiligenden Glâubiger. 

2. Diesem Ziel einer schnellen und effektiven Venvertung des ge-
samten Schuldnervermögens zur gröBstmöglichen Befriedigung 
der Glâubiger ist die Konkursordnung, die vom 10.02.1877 aus 
der Zeit der Reichsjustizgesetze stammt, nicht mehr gerecht ge-
worden. 

Nach einer fast 20jâhrigen Reformdiskussion, die mit der Ein-
setzurtg einer Kommission in Jahre 1979 durch den Bundesjus-
tizminister begonnen hatte, wurde im Jahre 1994 die 
Insolvenzordnung mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens zum 
01.01.1999 durch den Gesetzgeber verabschiedet. 

Mit der Insolvenzordnung wird neben der Konkursordnung auch 
die Vergleichsordnung aus dem Jahre 1935 abgelöst. Bei dem 
Vergleichsverfahren handelt es sich um ein Verfahren zur Ab-
wenduhg des Konkursverfahrens, das den beteiligenden 
Glâubigern eine Mindestquote von 35 % auf ihre Forderung ga-
rantieren muB. Dieses Verfahren hat, wie ich anhand einiger 
Zahlen nachfolgend noch darstellen werde, seine Bedeutung 
praktisch verloren. 

in die Zeit des Gesetzgebungsverfahrens fiir die Insolvenzord­
nung fıel auch die Wiedervereinigung Deutschlands und das 
Problem eines Gesamtvollstreckungsrechtes, das den besonde-
ren wirtschaftlichen Verhâltnissen der Betriebe der ehemaligen 
DDR gerecht wurde. im AnschluB an das Insolvenzrecht der 
ehemaligen DDR wurde vom Gesetzgeber am 23.05.1991 die 
Gesamtvollstreckungsordnung beschlossen. Auch dieses Gesetz 
wird mit dem Inkrafttreten der Insolvenzordnung am 01.01.1999 
abgelöst. 

/ / . 

Bevor ich auf die Ursache des Scheiterns der Konkursordnung 
und der Vergleichsordnung im einzelnen eingehe, möchte ich Ihnen 
die Entvvicklung der Insolvenzverfahren anhand einiger Zahlen aus 
der Insolvenzstatistik vorstellen. 
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1. in der Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland 
bevvegten sich die Insolvenzzahlen Anfang der fünfziger Jahre 
auf einem Nivieu von 5.000 Verfahren pro Jahr. Diese Zahl 
sackte in den Jahren des Wirtschaftswunders von 1960 bis 1970 
auf 3.000 bis 4.000 jâhrlich ab. Ab 1970 steigen die Zahlen der 
Insolvenzen kontinuierlich. 

Auch der durch die Wiedervereinigung der beiden Teile 
Deutschlands bedingte kurzfristige vvirtsçhaftliche Aufschvvung 
hat keinen evidenten Einbruch der Insolvenzzahlen bevvirkt. Die 
Gesamtzahl der Insolvenzen ist von ca. 15.000 Verfahren 
Anfang der neunziger Jahre auf ca. 31.000 Verfahren zum Ende 
des Jahres 1996 gestiegen. Von diesen 31.000 Verfahren waren 
ca. 21.000 Verfahren Untemehmensinsolvenzen. Für das Jahr 
1997 vvird mit einer weiteren Steigerung auf ca. 35.000 
Verfahren gerechnet. 

in dem gleichen Zeitraum hat die Bedeutung der Vergleichsver-
fahren erheblich abgenommen. Gab es in den Jahren 1970 ff. 
noch ca. 300 eröffnete Vergleichsverfahren pro Jahr, ist es zu 
Anfang der neunziger Jahre nur noch eine Zahl von ca. 30 Ver­
fahren gevvesen. 

Untersucht man die Untemehmensinsolvenzen nach ihrer 
Rechtsform stellt man fest, daB die Gesellschaft mit 
beschrânkter Haftung (GmbH) den gröBten Anteil ausmacht. 
Von den ca. 21.000 Untemehmensinsolvenzen im Jahre 1996 
sind ca. 15.000 Verfahren über eine Gesellschaft mit 
beschrânkter Haftung beantragt worden. 

Wenn ich noch einmal auf die Zahlen aus dem Jahre 1996 
Bezug nehmen darf, ist noch darauf hinzuvveisen, daB von den 
ca. 31.000 Konkursantrâgen, die bei den Gerichten eingingen, 
nur ca. 25 % mit der nachfolgenden Eröffnung des Konkursver-
fahrens erfolgreich waren. 75 % der eingehenden Verfahren 
muBten mangels kostendeckender Masse abgevviesen werden. 
Diese Entscheidung beruhte dann darauf, daB die vorhandene 
Vermögensmasse des kchuldners nicht ausreichte, um bereits 
die Verfahrenskosten, insbesondere die Kösten des Insolvenz-
venvalters, abzudecken. 
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2. Bei der Frage nach den Ursachen für diese Insolvenzhâufigkeit 
möchte ich zunâchst auf die Ursachen auBerhalb des Insolvenz-
rechtes eingehen. 

Nach einer Umfrage des Vereins Kreditreform im Auftrag des 
Bundesministeriums der Justiz aus dem Jahre 1996 sehen die 
befragten Unternehmer die Insolvenzursachen vor ailen Dingen 
in externen Faktoren wie fehlenden Krediten, hohen Lohnkosten 
und schlechten konjunkturellen Bedingungen. Dem gegenüber 
vervveisen die befragten Insolvenzverwalter auf gravierende 
Managementfehler, Kreditkündigungen zur Unzeit, mangelhafte 
Buchhaltung und schlechte Zahlungsmoral. 

Unabhângig davon kann man sicher feststellen, daB fehlendes 
Eigenkapital, die hohe Besteuerung der Unternehmensgewinne 
in der Bundesreupublik und die schlechte Ertragslage infolge 
der hohen Lohn- und Lohnnebenkosten die hâufıgsten Ursachen 
für die Insolvenzen sind. Daneben spielt gerade bei den 
Unternehmensinsolvenzen in den neuen Bundeslândern auch 
fehlerhaftes Marketing (Fehleinschâtzung des Marktes) eine 
groBe Rolle. 

SchlieBlich ist nicht zu verkennen, daB die Unternehmensform 
der GmbH mit der geringen kapitalausstattung von 50.000,00 
DM nach der derzeitigen Rechtslage und das geringe 
Haftungsrisiko eine Unternehmensinsolvenz sehr erleichtern. 
Nach dem Gesetz über die Gesellschaft mit beschrânkter 
Haftung aus dem Jahre 1892 war für die Gründung einer GmbH 
ein Kapital von 20.000,00 RM erforderlich. Würde man diesen 
Geldbetrag auf heutige Verhâltnisse hochrechnen, müBte eine 
Gesellschaft mit beschrânkter Haftung mit einem Eigen kapital 
von mindestens 500.000,00 DM ausgestattet sein. Dies wâre 
aber wirtschaftspolitisch nicht durchsetzbar. 

Ich möchte diesen Teil schlieBen mit dem Ausblick auf die ge-
samtwirtschaftlichen Verluste durch die Insolvenzen. Die For-
derungsverluste privater Glâubiger betrugen im Jahre 1996 ca. 
40 Milliarden DM. Die Forderungsverluste der öffentlichen Ha-
ushalte betrugen 22 Milliarden DM. Aus beiden Zahlen kann 
man den erheblichen gesamtvvirtschaftlichen Schaden erkennen. 
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3. Der Funktionsveriust des Vergleichsverfahrens, dessen 
\vesentlicher Zweck die Betriebsfortführung und Sanierung war, 
beruht - das ist unstreitig - darauf, daB die bevorrechtigten 
Glâubiger an dem Verfahren nicht beteiligt vvaren, daB die 
Mindestvergleichsquote von 35 % als zu hoch angesehen 
wurde, und daB die im Vergleichsverfahren vorgesehenen 
Prüfungsfristen als zu kufz und die Ablehnungsgründe als zu 
vveitgehend aufgefaBt wurden. 

Aus der Konkursstatistik kann entnommen werden, daB das Ziel 
des Konkursverfahrens, die gleichmâBige Befriedigung der 
Glâubiger, heute unerreichbar ist. 

Die Befriedigungsquote im Konkursverfahren liegt für die ding-
lich gesicherten Glâubiger bei ca. 80 %, vvâhrend die bevorrech­
tigten Glâubiger in der Regel mindestens 25 % ihrer Forderung 
und die nicht bevorrechtigten Glâubiger nur noch ca. 3-5 % 
ihrer Ansprüche realisieren können. 

Die Konkursmasse wird durch die dinglich gesicherten 
Glâubiger mit ihren Rechten auf Aussonderung, d.h. die 
Herausgabe von Gegenstanden, die dem Gemeinschuldner nicht 
gehören, und Absonderung, d.h. das Befriedigungsrecht an 
einem Gegenstand der Konkursmasse, ausgehöhlt. Die 
Zunahme der Sicherungsrechte, die es zum Zeitpunkt der 
Verabschiedung der Konkursordnung noch nicht gab, zeigt sich 
in dem Eigentumsvorbehalt mit seinen verschiedenen 
Verlângerungsförmen, der Sicherungsübereignung und auch der 
Sicherungsabtretung und dem Sicherungsmittel der 
Globalzession. 

Eine weitere Aushöhlung der Masse ist konkursimmanent da-
durch, daB Masse verbindlichkeiten vorab, d.h. vor der Befriedi­
gung der Konkursglâubiger, zu erfüllen sind. Diese Masse ver­
bindlichkeiten haben durch Arbeitnehmerforderungen und 
Sozialversicherungsbeitrâge in erheblichem Umfang zugenom-
men und auch zur vveiteren Schmâlerung der Masse beigetra-
gen. SchlieBlich ist im Rahmen der Rangordnung der Kon­
kursglâubiger auch zu berücksichtigen, daB der Fiskus und die 
Sozialversicherungstrâger mit ihren Vorrechten gegenüber der 
groBen Masse der nicht bevorrechtigten Glâubiger eine 
erhebliche Bevorzugung erfahren und damit den Erfolg des 
Konkursverfahrens für dıe groBe Masse der Glâubiger mindern. 

file:///vesentlicher
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4. Bevor der Gesetzgeber die Novellierung des Insolvenzrechts 
beschlossen hatte, war die Rechtspraxis schon der gesetzlichen 
Neuerung vorausgeeilt. 

Unter Ausnutzung der vorhandenen Freirâume handelte die 
Praxis nach der Strategie, daB das, was erhaltenswert und sanie-
rungswürdig ist, auch am Markt auf lângere Zeit plaziert werden 
kann. 

Das Prinzip der sanierenden Liquidation bedeutet, daB der Kon-
kursvervvalter das Unternehmen mit Zustimmung der Kon-
kursglâubiger fortführt, sich mit den aus- und absonderungsbe-
rechtigten Glaubigern auf einen Stillhaltemodus verstândigt, um 
damit die Zerschlagung des Unternehmens durch dİese 
Glâubiger zu verhindern. Soweit funktîonsfahige Betriebe vor-
handen sind, können diese verâuBert werden, wobei die Belegs-
chaft durch eine Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches, § 
613 a BGB, in ihren arbeitsrechtlichen Rechten geschützt wird. 
Nach dieser Vorschrift tritt der Übernehmer eines Betriebes in 
die arbeitsrechtlichen Rechte und Pflichten bestehender Arbeits-
verhâltnisse ein und gewâhrt dem Arbeitnehmer einen Kontinu-
itatsschutz von mindestens 1 Jahr. 

Diese Verfahrensvveise der sanierenden Liquidation setzt beim 
Konkursvenvalter unternehmerisches Geschick und Erfahrung 
in der Unternehmenssanierung voraus. Weiterhin ist erforder-
lich, daB das Einverstândnis mit den Glaubigern erzielt vverden 
kann. Zwangsweise Durchsetzungsmöglichkeiten gegenüber 
uneinsichtigen Glaubigern bestehen insovveit nicht. 

Dieser aus der Praxis heraus envachsene Gedanke der sanieren­
den Liquidation ist auch in die Insolvenzordnung eingeflossen 
und leitet zum nâchsten Teil meines Referates iiber. 

Jetzt möchte ich Ihnen zunâchst einen kurzen Überblick über 
den typischen Ablauf eines Insolvenzverfahrens geben. 

Jedes Insolvenzverfahren beginnt mit dem Antrag eines 
Glâubigers öder des Schuldners. in der Phase der Uberprüfung der 
Eröffnungsvoraussetzungen kann das Gericht bereits einen 
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vorlâufigen Insolvenzverwalter bestellen und - wie nach der Kon-
kursordnung bereits auch möglich - ein allgemeines 
VerâuBerungsverbot erlassen. Bejaht das Gericht die 
Eröffnungsvoraussetzungen, nâmlich den Insolvenzgrund und die 
kostendeckende Masse, erlâBt es den EröffnungsbeschluB, bestellt 
den Insolvenzvenvalter und bestimmt den Berichtstermin sowie 
den Prüfungstermin. in diesem Berichtstermin besclieBen dann die 
Glâubiger in der Versammlung, ob das Verfahren mit einer Liqui-
dation öder einer Sanierung öder ggfls. einer übertragenden Sanie-
rung fortgesetzt vverden soll und ob dafür ein Insolvenzplan mit 
Zustimmung der Beteiligten aufgestellt vverden soll. 

Spâtestens ab der Eröffnung des Verfahrens ist das Vervval-
tungs-und Verfügungsrecht über die Insolvenzmasse auf den Insol­
venzvenyalter übergegangen, der jetzt die Insolvenzmasse in Besitz 
nimmt, venvaltet und - soweit die Glâubigerversammlung die Liqui-
dation beschlossen hat - venvertet. Dies bedingt dann, daB die For-
derungen des Insolvenzschuldners eingezoğen und die Vermögens-
gegenstânde verâuBert werden. Bei der VerâuBerung der 
Vermögejısgegenstânde ist neu geregelt, daB auch an den Ge-
genstanden, an denen Absonderungsrechte von Glâubigern beste-
hen'dem Insolvenzvenvalter das Venvertungsrecht zusteht. 

Bevor dann vom Insolvenzvenvalter erzielte Erlös aus der Ver-
vvertung an die Glâubiger verteilt werden kann, müssen diese ihre 
Forderung - das ist neu - beim Insolvenzvenvalter anmelden. ihre 
Forderung wird dann im Prüfungstermin erörtert und, soweit nicht 
widersprochen wird, mit dem Feststellungsergebnis und def ent-
sprechenden Titulanvirkung in die Tabelle eingetragen. Diesem 
Feststellungsverfahren schlieBt sich dann das Erlösverteilungsver-
fahren an. Nach dessen AbschluB wird dann das Insolvenzverfah-
ren aufgehoben. 

Allgemein kann zu diesem Verfahrensüberblick gesagt vverden, 
daB die Durchführung des Liquidationsverfahrens den vvesentlichen 
Elementen des bisherigen Konkursverfahrens entspricht und inso-
weit die Verfahrensdurchführung zur Venvertung, Feststellung und 
Erlösverteilung an die bisherigen Regelungen der Konkursordnung 
anknüpft. 
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rv. 
Die Erlösverteilung lâBt die Verbindlichkeiten nur in Höhe der 

gezahlten Quote erlöschen. Wie auch nach der Konkursordnung ist 
es den beteiligten Glâubigern möglich, in Höhe ihrer nicht befrie-
digten Forderung aus dem Tabelleneintrag die Einzelvollstreckung 
gegen den Insolvenzschuldner nach Beendigung des Verfahrens zu 
betreiben. Will der Schuldner seiner Verpflichtungen insgesamt 
ledig werden, so muB er spâtestens im Berichtstermin einen Antrag 
auf Restschuldbefreiung beantragen. Diese Möglichkeit besteht 
auch für den unternehmerisch tatigen Schuldner, der eine natürliche 
Person ist. Sein Antrag kann mit dem Antrag auf Eröffnung des 
Verfahrens verbunden werden. Er muB aber - wie gesagt -
spâtestens im Berichtstermin von ihm eingebracht vverden. Diesem 
Antrag muB er die Erklârung beifügen, daB er aile pfândbaren Be-
züge für die Zeit von 7 Jahren nach der Aufhebung des Insolvenz-
verfahrens an einen vom Gericht zu bestellenden Treuhânder ab-
tritt. 

Zu einem entsprechenden Verfahren kann es auch über das neu 
mit der Insolvenzordnung eingeführte Verbraucherinsolvenzverfah-
ren kommen. Dieses Verfahren ist von der Intention geprâgt, daB 
das Regelinsolvenzverfahren für die Abvvicklung von Verbrauphe-
rinsolvenzen zu aufwendig ist und das insoweit ein 
auBergerichtliches öder gerichtliches Schuldenbereinigungsverfah-
ren in den Vordergrund gestellt vverden muB. Sovveit ein ent-
sprechendes Insolvenzverfahren nicht zu einem erfolgreichen 
AbschluB geführt vverden kann, kommt das Verfahren zur 
Restschuldbefreiung für den Schuldner in Betracht. 

Sovveit der Schuldner die Restschuldbefreiung beantragt hat, 
gibt es für das Gericht einen Katalog von Versagungsgründen, die 
insbesondere an seine Auskunfts- und Mitvvirkungspflichten in 
dem vorangegangenen Verfahren anknüpfen. 

Wenn das Gericht dem Antrag auf Restschuldbefreiung folgt, 
ist der Schuldner verpflichtet, für die Dauer von 7 Jahren einer an-
gemessenen Ervverbstâtigkeit nachzugehen und seine Bezüge aus 
dem Dienstverhâltnis dem Treuhânder zur Verfügung zu stellen. 
Wenn er vvâhrend dieses Zeitraums die ihm obliegenden Verpflich­
tungen erfüllt, spricht das Gericht nach Ablauf von 7 Jahren die 
Restschuldbefreiung aus. 
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Das Problem der Verbraucheriiberschuldung wird durch die 
Entwicklung der wirtschaftlichen Verhâltnisse in der Bundesrepub-
lik und die zunehmende Arbeitslosigkeit erheblich an Gevvicht ge-
winnen. 

Schon jetzt gibt es in der Bundesrepublik ca. 2 Millionen 
Haushalte, die überschuldet sind. Es wird damit gerechnet, daB ca. 
6-10 % davon von dem Schuldenbereinigungsverfahren Gebrauch 
machen werden, um dann nach der Wohlverhaltensperiode von 7 
Jahren von ihren Verbindlichkeiten freigekommen zu sein. Diese 
Angaben beruhen auf Schâtzungen der Schuldnerberatungsstellen, 
die sich heute schon im erheblichen Umfang mit Anfragen und 
Antrâgen zu der in Anspruchnahme der Restschuldbefreiung 
auseinandersetzen müssen. Sicherlich werden die Verfahren auf 
Erlangung der Restschuldbefreiung eine erhebliche Mehrbelastung 
der Gerichte herbeiführen. 

V. 

Nach dem Überblick über den Ablauf eines Insolvenzverfah-
rens und dem anschlieBenden Restschuldbefreiungsverfahren darf 
ich Ihnen schvverpunktmâBig die wesentlichen Reformelemente 
vorstellen. 

in § 1 der Insolvenzordnung sind die Verfahrensziele niederge-
legz. Neben dem bereits bekannten Ziel des Insolvenzverfahrens 
einer bestmöglichen Befriedigung des Glâubigers durch die Ver-
vvertung (Liquidation) des Schuldnervermögens tritt die Möglich-
keit einer abweichenden Regelung durch einen Insolvenzplan, ins-
besondere zum Erhalt des unternehmerisch tatigen Schuldners. 
SchlieBlich ist ein neues Ziel des Insolvenzverfahrens, dem red-
lichen Schuldner die Gelegenheit zu geben, sich von seinen 
restlichen Verbindlichkeiten zu befreien. 

1. Bei der Umsetzung dieser Reformziele in dem Gesetzeswerk der 
Insolvenzordnung möchte ich zunâchst auf die MaBnahmen 
gegen die Massearmut eingehen. Wie ich es schon eingangs 
darstellte, bleiben nach den bisherigen Verfahren der 
Konkursordnung 75 % der Verfahren mangels kdstendeckender 
Masse uneröffnet. 
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Die Enveiterung der Konkursgründe nach der Insolvenzordnung 
erlaubt es Jetzt dem Schuldner, auch bei drohender Zahlungs-
unfâhigkeit, die also noch nicht eingetreten ist, das Insolvenzver-
fahren zu beantragen. Drohende Zahlungsunfâhigkeit bedeutet, 
daB der Schuldner voraussichtlich nicht in der Lage sein vvird, 
die bestehenden Zahlungsverpflichtungen im Zeitpunkt ihrer 
Fâlligkeit zu erfüllen. Diese Ervveiterung gegenüber den vveiter-
hin gegebenen Insolvenzgründen Überschuldung und Zahlung­
sunfâhigkeit ermöglicht - es, gerade für den unternehmericsh 
tatigen Schuldner schon frühzeitig unter dem Schutz des Insol-
venzverfahrens eine Ordnung und Sanierung seiner 
vvirtschaftlichen Situation zu versuchen. 

Diesem Ziel dient auch die Konkretisierung und Verstarkung der 
SicherungsmaBnahmen im Eröffnungsverfahren, insbesondere 
die Bestellung eines vorlâufıgen Insolvenzvenvalters, der an die 
Stelle des bisher als SicherungsmaBnahme möglichen Sequesters 
tritt. Mit der Bestellung eines vorlâufigen Insolvenzverwalters 
verliert der Schuldner schon vor Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens die Venvaltung und Verfügungsbefugnis über sein Vermö­
gen. Die Aufgaben des vorlâufigen Insolvenzvervvalters sind es, 
das Vermögen des Schuldners zu sichern, das Unternehmen bis 
zur Entscheidung über die Eröffnung des Verfahrens fortzufuh-
ren und auch zu prüfen, inwieweit Sanierungsmöglichkeiten bes-
tehen. Mit diesem enveiterten Aufgabenbereich soll dem Auf-
trag einer frühzeitigen Steuerung gerade bei der Unternehmen-
sinsolvenz Rechnung getragen werden. 

Dem Zvveck der Erhaltung von Vermögensmasse dient auch, daB 
bereits wâhrend der vorlâufigen Insolvenzvenvaltung ein 
Vollstreckungsverbot für Insolvenzglâubiger beşteht und daB 
durch die Neuregelung in der Insolvenzordnung auch ein Volls­
treckungsverbot in dem letzten Monat vor Eröffnung des Insol-
venzverfahrens vorgesehen ist. 

Dem Kampf gegen die Massearmut dient weiterhin der neue 
Begriff der Insolvenzmasse, in die auch der Neuenverb des In-
solvenzschuldners, d.h. sein Vermögensenverb ab Eröffnung des 
Verfahrens, einbezogen ist. Bei dem bisherigen Recht der Kon-
kursordnung wurde mit der Eröffnung des Verfahrens eine Zasur 
gezogen und nur das bei Eröffnung des Verfahrens vorhandene 
pfândbare Vermögen der Vervvertung im Konkursverfahren 
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überantwortet. Nach der Insolvenzordnung wird insbesondere 
auch das Arbeitseinkommen des Insolvenzschuldners, soweit es 
die pfândungsfreien Grenzen übersteigt, der Venvertung durch 
das Insolvenzverfahren zugeführt. 

SchlieBlich ist auch die Verschârfung des Anfechtungsrechts 
eine MaBnahme gegen die Massearmut. Das Gesetz erlaubt es 
dem Insolvenzvenvalter unter bestimmten Voraussetzungen im 
Wege der Anfechtung Gegenstânde, die vor Eröffnung des Ver­
fahrens aus dem Vermögen des Insolvenzschuldners ausgeschie-
den sind, zurückzuholen. Vermögensverschiebungen, die in un-
mittelbarer zeitlicher Nâhe mit der Verfahrenseröffnung öder 
unter Bedingungen erfolgt sind, die die Vermögensverschiebung 
ungerechtfertigt erscheinen lassen, sollen gegenüber der Gleich-
behandlung der Insolvenzglâubiger keinen Bestand haben. Dies 
war auch schon nach der Konkursordnung vorgesehen, ist aber 
jetzt in der Insolvenzordnung durch eine Neugliederung der Tat-
bestande und Erweiterung der anfechtbaren Zeitraume erheblich 
verschârft vvorden. Weiterhin ist die Beweislast für die erfolgre-
iche Ausübung des Anfechtungsrechts durch den Verwalter 
erleichtert worden. Dies güt insbesondere für die Anfechtung bei 
Zuwendungen an nahestehende Personen. 

2. Ein weiteres Ziel der Novellierung des Insolvenzrechts ist die 
Förderung der Sanierung. Dem Ziel dient vor ailen Dingen die 
Einschrankung der Rechte der dinglich gesicherten Glâubiger. 
Nach dem bisherigen Konkursrecht konnten die aus- und abson-
derungsberechtigten Glâubiger und die Masseglâubiger ungehin-
dert in die von dem Konkursvenvalter zu venvertende Konkurs-
masse hineingreifen und damit eine geordnete 
Vermögensabvvicklung ausgehölt. 

Nach der Insolvenzordnung ist in dem Zeitraum zwischen Eröff­
nung des Verfahrens und dem ersten Termin der 
Glâubigerversammlung, dem sogenanten Berichtstermin, der 
spâtestens 3 Monate nach Verfahrenseröffnung stattfinden muB, 
der Zugriff der Glâubiger auf ihre Sicherungsrechte gehindert. 
Damit wird das Vermögen des Schuldners zusammengehalten 
und seine Sanierungschancen verbessert. Für die Glâubiger von 
Grundpfandrechten bedeutet dies, daB sie wâhrend dieses Zeitra-
ums keine Versteigerung der belasteten Grundstücke betreiben 
können. Für die Glâubiger von Mobiliarsicherheiten ist nur noch 
die Venvertung durch den Insolvenzverwalter vorgesehen. Für 
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beide Glâubigergruppen ist ein Wertausgleich für die Zeit der 
Stillhaltepflicht gesetzlich geregelt. 

Wie auch schon nach der Konkursordnung möglich, entscheiden 
die Glâubiger in der ersten Versammlung mehrheitlich über die 
Frage, ob das insolvente Unternehmen stillgelegt öder fortge-
führt werden soll. 

Wenn sich jetzt die Glâubiger für die Fortführung des insolven-
ten Unternehmens entscheiden, stehen ihnen zwei Arten der Sa-
nierung zur Verfügung. Die erste Möglichkeit ist die 
übertragende Sanierung, die auch - wie eingangs ervvâhnt - in 
der gegenvvârtigen Praxis von besonderer Bedautung ist. Die 
übertragende Sanierung besteht in der VerâuBerung des Unter­
nehmens öder wesentlicher Teile des Unternehmens an eine 
dritte Person, Z.B. eine Auffanggesellschaft. Der Kaufpreis für 
das übertragene Übernehmen wird dann als Verwertungserlös an 
die Glâubiger des bisherigen Untemehmenstrâgers im rahmen 
des Liquidationsverfahrens ausgeschüttet. 

Der Insolvenzvenvalter darf diese VerâuBerung nach der Insol-
venzordnung nur mit Zustimmung des Glâubigerausschusses 
und in bestimmten Fâllen sogar nur mit zustimmung der 
Glâubigerversammlung vornehmen. Insovveit obliegt den 
Glâubigern im Rahmen ihrer Autonomie die Entscheidung 
darüber, ob auf diese Weise verwertet werden soll. in diesem 
Zusammenhang darf ich noch einmal auf die eingangs schon bei 
der Betrachtung der bisherigen Konkurspraxis aufgevvorfene 
Problematik des Arbeitnehmerschutzes hinweisen. Der Konkurs-
verwalter, der eine Sanierung in der Regel nur unter erheblichem 
Personalabbau vomehmen kann, ist an die arbeitsrechtlichen 
Schutzbestimmungen, vor ailen Dingen bezüglich des Kündi-
gungsschutzes, gebunden. Die Insolvenzordung sieht vor, daB 
die diesbezüglichen Entscheidungen einverstândlich zwischen 
dem Insolvenzvenvalter und dem Betriebsrat eines Unterneh­
mens getroffen werden sollen. Gegebenenfalls kann auch eine 
arbeitsgerichtliche Vermittlung öder Entscheidung herbeigeführt 
werden. An den arbeitsrechtlichen Bestandsschutz aufgrund der 
im Bürgerlichen Gesetzbuch verankerten Bestimmung des § 613 
a BGB, auf die ich eingangs schon hingewiesen habe, darf in 
diesem Zusammenhang noch einmal hingewiesen werden. 
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Die Glâubigerversammlung kann aber auch abweichend von 
ihrer Zustimmung den Insolvenzvenvalter zunâchst damit bea-
uftragen, einen Insolvenzplan zu erstellen, auf dessen Grundlage 
dann die übertragende Sanierung öder auch die Sanierung des 
Uhternehmens unter Erhalt des Unternehmenstrâgers durchge-
führt werden kann, Mit diesem Instrument des Insolvanzplans 
bin ich bei einem zentralen Punkt der Neuordnungen der Insol-
venzordnung. Der Insolvenzplan dient dazu, das Vermögen des 
Schuldners in möglichst effektiver Weise einzusetzen. 

Neben dem eingangs beschriebenen Auftrag der 
Glâubigerversammlung an den Insolvenzvenvalter zur Erstel-
lung eines Planes kann auch ein Insolvenzplan vom Schuldner 
vorgelegt werden. Ein entsprechender Insolvenzplan besteht aus 
zvvei. Tellen, einem darstellenden Teil, in dem die geplanten 
whtschaftlichen MaBnahmen beschrieben werden, und einem 
gestaltenden Teil, der die Eingnffe in die Rechte der Glâubiger 
enthâlt. in diesem Teil wird zu klâren sein, inwieweit die 
Glâubiger auf ihre Forderungen verzichten öder in vvesentlichem 
Umfang stunden, um dem Unternehmen aus der Krise zu helfen. 
Wesentlich ist dabei auch die neuerung, da6 jetzt die gesicherten 
Glâubiger in ihren Rechten durch den Insolvenzplan ein-
geschrânkt werden können. Der Plan muB insovveit ausweisen, 
inwieweit durch den gestaltenden Teil die Rechte der gesicher­
ten und die Rechte der ungesicherten Glâubiger betroffen wer-
den. Jede Gruppe ist dann gesondert bei der Abstimmung über 
den Insolvenzplan zu beteiligen. Hinter diesem Instrumentarium 
steht der Gedanke, da6 ein flexibles Instrument mit dem Insol­
venzplan geschaffen werden kann, das es je nach Betriebsart und 
Interessenlage ermöglicht, die unterschiedlichen Gruppen, inner-
halb derer gleiche Rechte bestehen, zu beteiligen, wobei noch 
eine weitere Aufgliederung in gesonderte Gruppen nach den 
entsprechenden Glâubigerinteressen möglich ist. 

Wie bereits envâhnt, stimmt jede Glâubigergruppe gesondert 
über den Plan ab. in Jeder Glâubigergruppe muB eine einfache 
Mehrheit nach Köpfen und eine einfache Mehrheit nach Forde-
rungssummen erreicht werden, wobei nur die abstimmenden 
Glâubiger einzubeziehen sind. Soweit eine Glâubigergruppe 
gegen den Plan stimmt, ist es nur unter eingeschrânkten Voraus-
setzungen möglich, über ihre Ablehnung hinwegzugehen. Dies 
ist in dem sogenannten "Obstruktionsverbot" geregelt. 
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SchlieBlich muB der Insolvenzplan durch das Gericht bestatigt 
werden. 

Inwieweit dieses relativ komplizierte Instrumentarium des Insol-
venzplans den Bedürfnissen der Praxis nach schneller und effek-
tiver Sanierung gerecht werden kann, ist einer der Hauptkritik-
punkte gegenüber der Insolvenzordnung. 

3. Weiteres Ziel der Neuregelung der Insolvenzordnung ist eine ge-
rechtere Verteilung der Insolvenzmasse. Es gibt in Zukunft nur 
noch eine einheitliche Rangklasse der Insolvenzglâubiger. 
Sâmtliche Konkursvorrechte, wie ich sie eingangs bei der 
Verteilung der Konkursmasse beschrieben habe, sind 
abgeschafft. Bei den Arbeitnehmerrechten ist das Privileg der 
Masseglâubigerstellung für die Lohnansprüche aus den letzten 6 
Monaten des Arbeitsverhâltnisses vor Konkurseröffnung 
abgeschafft. Der Gesetzgeber hat insoweit die Zahlung von 
Insolvenzausfallgeld, das die Zahlung des Nettolohnes für die 
letzten 3 Monate des Arbeitsverhâltnisses vor 
Insolvenzeröffnung durch das Arbeitsamt vorsieht, und die 
Einordnung der Sozialplanansprüçhe als Masseforderungen, für 
ausreichend zum Schutz der Arbeitnehmer gehalten. 

Masseglâubiger, mit dem Recht der Vorvvegbefriedigung wie 
auch nach der Konkurseröffnung, sind damit schwerpunktmâBig 
die Kösten des Insolvenzverfahrens und die 
Masseverbindlichkeiten aus Rechtsverhandlungen des 
Verwalters sowie die Ansprüche aus gegenseitigen Vertrâgen, 
deren Erfüllung der Vervvalter gevvâhlt hat. Neu ist insoweit, daB 
auch für die Masseglâubiger ein 6-monatiges 
Vollstreckungsverbot ab Eröffnung gilt. 

VI. Schlujibemerkungen 

Mit der Insolvenzordnung ist eine erhebliche Vereinfachung 
im Recht der GesamtvoUstreckung verbunden, indem die Aufspal-
tung in die Konkursordnung, die Vergleichsordnung und die Ge-
samtvollstreckungsordnung durch das einheitliche Insolvenzrecht 
beendet wird. 

Inwieweit die \veiteren Ziele der Insolvenzordnung die Verrin-
gerung der massearmen Verfahren und die Schaffung eines leis-
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tungsfahigen Sanierungsverfahrens erreicht vverden, bleibt der Pra-
xis vorbehalten. Insovveit wird man abwarten müssen, ob die Einbe-
ziehung der gesicherten Glâubiger, die neue Rechtsstellung der Ar-
beitnehmer und das Instrument des Insolvenzplans sich bevvâhren. 

Aus dem Lager der Insolvenzvervvalter sind Vorbehalte dahin-
gehend zu hören, daB das Verfahren nach dem Insolvenzplan zu 
zeitaufvvendig und damit zu spât für eine Sanierung des unterneh-
merischen Schuldners ist. 

Die Verbraucherinsolvenzen und die Verfahren zur Erlangung 
der Restschuldbefreiung vverden eine groBe Bedeutung haben. in 
diesem Zusammenhang ist noch die Frage der vorgeschalteten 
Schuldnerberatung zu klâren. Die Einrichtung und die 
Qualifikation dieser Beratungsstellen sind noch nicht gesetzlich 
festgelegt. 

Insgesamt kann aber gesagt vverden, daB mit der Insolvenzord-
nung, die sich ja an Vorbildern aus auslândischen Insolvenzgeset-
zen anlehnt, Lösungen angeboten vverden, die den veranderten 
vvirtschaftlichen und rechtlichen Yerhâltnissen gerecht vverden kön-
nen. 

Ich danke Ihnen für Dire Aufmerksamkeit. 


